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A. Bekanntmachungen nach dem NHG

Der Fakultätsrat der Fakultät für Mathematik und Physik der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität hat am 20.04.2020 
folgende Rahmenprüfungsordnung mit den fachspezifischen Änderungen in Bezug auf die Promotionsordnung beschlos-
sen. Der Präsident hat in Eilkompetenz am 20.04.2020 diese Ordnung mit den fachspezifischen Änderungen genehmigt. 

Rahmenprüfungsordnung der Fakultät für Mathematik und Physik zur Abmilderung der Folgen der 
Covid19-Pandemie in Bezug auf die Durchführung der Prüfungsverfahren und die Erbringung von 

Studienleistungen 

§ 1

Abweichend von den Vorgaben sämtlicher geltender Prüfungsordnungen der Fakultät für Mathematik und 
Physik werden zur Abmilderung der Folgen der Covid-19 Pandemie die zuständigen Prüfungsausschüsse 
ermächtigt, von der Festlegung in der fachspezifischen Anlage der jeweiligen Prüfungsordnung abwei-
chende Prüfungsformen festzulegen.   

§ 2

(1) Solche abweichenden Prüfungsformen können insbesondere Klausuren im Antwort-Wahl-Verfahren
(Multiple Choice), online-Klausuren, Hausarbeiten und mündliche Prüfungen über Bild- und Tonverbin-
dung (Videokonferenz/Videotelefonie) sein.

(2) Für Klausuren im Antwort-Wahl-Verfahren gelten für die Bewertung folgende Regelungen:

Eine nach dem Antwort-Wahl-Verfahren (Z.B. Single-Choice oder Multiple-Choice) durchgeführte Prüfung ist 
bestanden, wenn der Prüfling mindestens 50 vom Hundert der maximal zu vergebenden Punkte erreicht hat 
(absolute Bestehensgrenze). Abweichend davon wird in den Fällen, in denen der Mittelwert aller Prüfungen 
abzüglich 18 vom Hundert schlechter ist, als die absolute Bestehensgrenze, der so ermittelte Wert als rela-
tive Bestehensgrenze festgelegt. Zur Ermittlung der einzelnen Prüfungsergebnisse werden die Differenz zwi-
schen der relativen und absoluten Bestehensgrenze bei jedem Prüfling addiert. Bei Wiederholungsprüfungs-
leistungen gilt die durchschnittliche Prüfungsleistung der Prüflinge des ersten möglichen Prüfungstermins.  

Hat der Prüfling bei Leistungen nach dem Antwort-Wahl-Verfahren, die für das Bestehen der Prüfung erfor-
derliche Mindestzahl an Punkten nach vorstehenden Absatz erreicht, so lautet die Note  

1,0 = „sehr gut“, wenn er mindestens 95 vom Hundert,  

1,3 = „sehr gut“, wenn er mindestens 90 vom Hundert,  

1,7 = „gut“, wenn er mindestens 85 vom Hundert,  

2,0 = „gut“, wenn er mindestens 80 vom Hundert,  

2,3 = „gut“, wenn er mindestens 75 vom Hundert,  

2,7 = „befriedigend“, wenn er mindestens 70 vom Hundert, 

3,0 = „befriedigend“, wenn er mindestens 65 vom Hundert, 

3,3 = „befriedigend“, wenn er mindestens 60 vom Hundert, 

3,7 = „ausreichend“, wenn er mindestens 55 vom Hundert, 

4,0 = „ausreichend“, wenn er die Mindestzahl  

der zu vergebenden Punkte erreicht. Hat. Hat der Prüfling die für das Bestehen der Prüfung erforderliche 
Mindestzahl an Punkten nicht erreicht, lautet die Note „nicht bestanden“.   

§ 3

Die abweichenden Prüfungsformen sollen sich hinsichtlich Dauer, Schwierigkeitsgrad und festzustellender 
Kompetenzen an den in den Prüfungsordnungen niedergelegten Prüfungsformen im Sinne der Gleichwertig-
keit orientieren. 
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§ 4   

Von der Rahmenprüfungsordnung werden auch die Promotions- und Habilitationsordnung der Fakultät für 
Mathematik und Physik erfasst.  

 

§ 5   

Diese Rahmenprüfungsordnung findet eine entsprechende Anwendung auf gemeinsame Prüfungsordnun-
gen mit anderen Fakultäten, sofern diese in ihrer Rahmenprüfungsordnung entsprechende Regelungen vor-
sehen.  

 

§ 6   

Prüfungen können auf Beschluss der zuständigen Prüfungsausschüsse ohne eine hochschulöffentliche Be-
teiligungsmöglichkeit durchgeführt werden.  

 

§ 7   

Studienleistungen können nach den Vorgaben der Modulverantwortlichen abweichend von den Vorgaben 
der Studien- und Prüfungsordnungen in anderer Form erbracht werden.   

  

§ 8   

Diese Rahmenprüfungsordnung gilt bis zum 31. März 2021.  
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Der Rat der Quest Leibniz Forschungsschule der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat am 24.04.2020 
nachfolgende Ordnung beschlossen. Der Präsident der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat die Ordnung 
in Eilkompetenz am 27.04.2020 genehmigt.  

 

 

Rahmenprüfungsordnung 

der Quest Leibniz Forschungsschule 

zur Abmilderung der Folgen der Covid19-Pandemie in Bezug auf die Durchführung der Prüfungsver-
fahren und die Erbringung von Studienleistungen 

 

§ 1   

Abweichend von den Vorgaben sämtlicher geltenden Prüfungsordnungen der # Fakultät werden zur Abmil-
derung der Folgen der Covid-19 Pandemie die zuständigen Prüfungsausschüsse ermächtigt, von der Festle-
gung in der fachspezifischen Anlage der jeweiligen Prüfungsordnung abweichende Prüfungsformen festzule-
gen.  

 

§ 2   

(1) Solche abweichenden Prüfungsformen können insbesondere Klausuren im Antwort-Wahl-Verfahren 
(Multiple Choice), online-Klausuren, Hausarbeiten und mündliche Prüfungen über Bild- und Tonverbin-
dung (Videokonferenz/Videotelefonie) sein. 

(2) Für Klausuren im Antwort-Wahl-Verfahren gelten für die Bewertung folgende Regelungen: 

Eine nach dem Antwort-Wahl-Verfahren (Z.B. Single-Choice oder Multiple-Choice) durchgeführte Prüfung 
ist bestanden, wenn der Prüfling mindestens 50 vom Hundert der maximal zu vergebenden Punkte er-
reicht hat (absolute Bestehensgrenze). Abweichend davon wird in den Fällen, in denen der Mittelwert al-
ler Prüfungen abzüglich 18 vom Hundert schlechter ist, als die absolute Bestehensgrenze, der so ermit-
telte Wert als relative Bestehensgrenze festgelegt. Zur Ermittlung der einzelnen Prüfungsergebnisse wer-
den die Differenz zwischen der relativen und absoluten Bestehensgrenze bei jedem Prüfling addiert. Bei 
Wiederholungsprüfungsleistungen gilt die durchschnittliche Prüfungsleistung der Prüflinge des ersten 
möglichen Prüfungstermins. 

 

Hat der Prüfling bei Leistungen nach dem Antwort-Wahl-Verfahren, die für das Bestehen der Prüfung erfor-
derliche Mindestzahl an Punkten nach vorstehenden Absatz erreicht, so lautet die Note 

1,0 = „sehr gut“, wenn er mindestens 95 vom Hundert, 

1,3 = „sehr gut“, wenn er mindestens 90 vom Hundert, 

1,7 = „gut“, wenn er mindestens 85 vom Hundert, 

2,0 = „gut“, wenn er mindestens 80 vom Hundert, 

2,3 = „gut“, wenn er mindestens 75 vom Hundert, 

2,7 = „befriedigend“, wenn er mindestens 70 vom Hundert, 

3,0 = „befriedigend“, wenn er mindestens 65 vom Hundert, 

3,3 = „befriedigend“, wenn er mindestens 60 vom Hundert, 

3,7 = „ausreichend“, wenn er mindestens 55 vom Hundert, 

4,0 = „ausreichend“, wenn er die Mindestzahl 

der zu vergebenden Punkte erreicht. Hat. Hat der Prüfling die für das Bestehen der Prüfung erforderliche 
Mindestzahl an Punkten nicht erreicht, lautet die Note „nicht bestanden“.  

 

§ 3   

Die abweichenden Prüfungsformen sollen sich hinsichtlich Dauer, Schwierigkeitsgrad und festzustellenden 
Kompetenzen an den in den Prüfungsordnungen niedergelegten Prüfungsformen im Sinne der Gleichwertig-
keit orientieren. 

 

§ 4   

Von der Rahmenprüfungsordnung werden auch die Promotions- und Habilitationsordnung der Quest Leibniz 
Forschungsschule erfasst.  
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§ 5   

Diese Rahmenprüfungsordnung findet eine entsprechende Anwendung auf gemeinsame Prüfungsordnun-
gen mit anderen Fakultäten, sofern diese in ihrer Rahmenprüfungsordnung entsprechende Regelungen vor-
sehen. 

 

§ 6   

Prüfungen können auf Beschluss der zuständigen Prüfungsausschüsse ohne eine hochschulöffentliche Be-
teiligungsmöglichkeit durchgeführt werden. 

 

§ 7   

Studienleistungen können nach den Vorgaben der Modulverantwortlichen abweichend von den Vorgaben 
der Studien- und Prüfungsordnungen in anderer Form erbracht werden.  

 

§ 8   

Diese Rahmenprüfungsordnung gilt bis zum 31. März 2021. 
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Der Dekan der Juristischen Fakultät der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover hat in Eilkompetenz am 
24.04.2020 die Änderung der nachstehenden Ordnung beschlossen. Der Präsident hat in Eilkompetenz die Änderung 
der Ordnung am 24.04.2020 genehmigt.  

 

 

Studienordnung der Juristischen Fakultät der 

Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover (StudO) 

 

§ 1  Studienziele und Studiendauer 

(1) Das rechtswissenschaftliche Studium vermittelt die Kenntnis und das Verständnis des Rechts mit seinen 
europarechtlichen Bezügen, den rechtswissenschaftlichen Methoden und den philosophischen, ge-
schichtlichen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Grundlagen und bereitet auf die Erste 
Prüfung vor. 

(2) Das Studium einschließlich der Ersten Prüfung dauert in der Regel fünf Jahre. 

 

§ 2  Gegenstand des Studiums 

(1) Das Studium besteht aus dem Pflichtfachstudium und dem Schwerpunktstudium. 

(2) Das Pflichtfachstudium umfasst die Kernbereiche des Bürgerlichen Rechts, des Strafrechts, des Öffentli-
chen Rechts und des Verfahrensrechts einschließlich der europarechtlichen Bezüge, der rechtswissen-
schaftlichen Methoden und der philosophischen, geschichtlichen und gesellschaftlichen Grundlagen. 

(3) 1Das Schwerpunktstudium dient der Ergänzung des Studiums, der Vertiefung eines Pflichtfachbereichs 
sowie der Vermittlung interdisziplinärer und internationaler Bezüge des Rechts. 2Die Zulassung zum 
Schwerpunktstudium, der Gegenstand und Ablauf des Schwerpunktstudiums sowie die Prüfung sind in 
einer eigenständigen Ordnung geregelt. 

 

§ 3  Studienbeginn und Studieneinführungswoche 
1Zu Beginn jedes Wintersemesters findet eine Studieneinführungswoche statt, die der Vorbereitung auf das 
juristische Studium dient. 2Die Studieneinführungswoche ermöglicht die persönliche Eingewöhnung und soll 
eine erste Orientierung über das rechtswissenschaftliche Studium bieten. 

 

§ 4  Studienplan 
1Für einen sinnvollen Aufbau des Studiums gibt der Studienplan, der als Bestandteil dieser Ordnung im An-
hang beigefügt ist, Empfehlungen. 2Die eigenverantwortliche Planung und Durchführung des Studiums 
durch die Studierenden werden hierdurch nicht berührt. 

 

§ 5  Arbeitsgemeinschaften 

(1) 1Vorlesungsbegleitend werden in den ersten Semestern im Bürgerlichen Recht, im Strafrecht und im Öf-
fentlichen Recht Arbeitsgemeinschaften angeboten. 2Die Arbeitsgemeinschaften dienen der Einübung 
und Vertiefung des in den Vorlesungen vermittelten Wissens. 

(2) Die Größe der Arbeitsgemeinschaften soll – im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten – 20 bis 
25 Personen nicht überschreiten. 

(3) In den Arbeitsgemeinschaften soll zur Probe mindestens eine Fallklausur geschrieben werden. 

 

§ 6  Grundlagenveranstaltungen 
1In den Grundlagenveranstaltungen werden die geschichtlichen, philosophischen oder sozialen Grundlagen 
des Rechts und die Methodik seiner Anwendung exemplarisch behandelt. 2Die erfolgreiche Teilnahme an 
einer Grundlagenveranstaltung ist nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 lit. a) NJAG Voraussetzung für die Zulassung zur 
Pflichtfachprüfung. 3Erfolgreich ist die Teilnahme an einer Grundlagenveranstaltung dann, wenn eine Haus-
arbeit oder eine Klausur oder ein schriftlich vorbereiteter mündlicher Vortrag mit mindestens „ausreichend“ 
(4 Punkte) bestanden worden ist.  
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§ 7  Fremdsprachen 

(1) Die Studierenden sind nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 lit. d) NJAG verpflichtet, im Rahmen des Studiums an einer 
fremdsprachigen rechtswissenschaftlichen Veranstaltung oder einem rechtswissenschaftlich ausgerichte-
ten Sprachkurs erfolgreich teilzunehmen. 

(2) 1Fremdsprachige rechtswissenschaftliche Veranstaltungen sind solche Lehrveranstaltungen im Umfang 
von 2 Semesterwochenstunden, die von der/dem verantwortlichen Dozenten/in in einer fremden Sprache 
abgehalten und vom Fakultätsrat als solche ausgewiesen werden. 2Erfolgreich ist die Teilnahme dann, 
wenn in der fremden Sprache eine Klausur oder eine Hausarbeit angefertigt oder ein mündlicher Vortrag 
gehalten worden ist und der Prüfling dabei gezeigt hat, dass er in der fremden Sprache über die erforder-
liche Ausdrucksfähigkeit verfügt. 

(3) 1Als rechtswissenschaftlich ausgerichteter Sprachkurs werden grundsätzlich nur solche Kurse anerkannt, 
die vom Fachsprachenzentrum der Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover angeboten und durch-
geführt werden. 2Die Bestimmung der Leistungsanforderungen und die Ausstellung einer Bescheinigung 
erfolgen durch das Fachsprachenzentrum. 3Der Fakultätsrat kann auch andere Kurse als rechtswissen-
schaftlich ausgerichtete Sprachkurse anerkennen, soweit sie gleichwertig sind. 

 

§ 8  Wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Veranstaltungen 
1Die Studierenden sind nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 lit. e) NJAG verpflichtet, im Rahmen des Studiums an einer 
einsemestrigen Lehrveranstaltung für Wirtschafts- oder Sozialwissenschaften teilzunehmen. 2Erfolgreich ist 
die Teilnahme dann, wenn eine Hausarbeit oder eine Klausur oder ein schriftlich vorbereiteter mündlicher 
Vortrag mit mindestens „ausreichend“ (4 Punkte) bestanden worden ist. 

 

§ 9  Schlüsselqualifikationen 
1Die Studierenden müssen gem. § 4 Abs. 1 Nr. 1 lit. f) NJAG an einer Lehrveranstaltung zur Vermittlung von 
Schlüsselqualifikationen (§ 5a Abs. 3 Satz 1 des Deutschen Richtergesetzes) mit Erfolg teilnehmen. 2Erfolg-
reich ist die Teilnahme, wenn ein Vortrag oder eine vortragsähnliche Leistung im Rahmen der Lehrveranstal-
tung erbracht wurde. 

 

§ 10  Zwischenprüfung 
1Auf der Grundlage studienbegleitender Prüfungen wird während des Studiums eine Zwischenprüfung 
durchgeführt. 2Die Zwischenprüfung dient der Feststellung, ob die oder der Studierende die für das weitere 
Studium erforderliche fachliche Qualifikation besitzt. 3Die Zwischenprüfung ist in der Regel bis zum Ende 
des vierten Semesters abzulegen. 4Die Durchführung der Prüfung und die Prüfungsinhalte sind in der Zwi-
schenprüfungsordnung geregelt. 

 

§ 11  Übungen für Fortgeschrittene 

(1) 1Die erfolgreiche Teilnahme an je einer Übung für Fortgeschrittene im Bürgerlichen Recht, im Strafrecht 
und im Öffentlichen Recht ist nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 lit. c) NJAG die Voraussetzung für die Zulassung zur 
Pflichtfachprüfung. 2Erfolgreich ist die Teilnahme an der Übung dann, wenn von den im Rahmen der 
Übung angebotenen Leistungskontrollen mindestens zwei Klausuren innerhalb eines Semesters jeweils 
mit mindestens „ausreichend“ (4 Punkte) bestanden worden sind. 3Darüber hinaus muss im Bürgerlichen 
Recht und im Öffentlichen Recht jeweils mindestens eine Hausarbeit mit mindestens „ausreichend“ (4 
Punkte) bestanden worden sein. 4Die Hausarbeitsleistung kann aus einem anderen Semester als die 
Klausurleistungen stammen. 5Die jeweils erbrachten Teilleistungen einer Übung für Fortgeschrittene ver-
fallen nach 10 Semestern. 6Für Studierende, die vor dem Wintersemester 2016/17 für das rechtswissen-
schaftliche Studium (Abschluss Erste Prüfung) erstimmatrikuliert wurden, entfällt ab der vorlesungsfreien 
Zeit des Sommersemesters 2018 das nach der Studienordnung in den vor dem 01.10.2016 geltenden 
Fassungen vorgesehene Erfordernis einer Hausarbeitsleistung im Strafrecht. 7Satz 4 gilt für die Studie-
renden im Sinne des Satzes 6 im Hinblick auf diejenigen Studienleistungen, die ab dem Sommersemes-
ter 2018 erbracht worden sind. 
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(2) 1An einer Übung im Bürgerlichen Recht für Fortgeschrittene darf nur teilnehmen, wer die nach § 15 Abs. 
1 lit. b) und d) ZwPrO erforderlichen Zwischenprüfungsleistungen bestanden hat und nachweist. 2An ei-
ner Übung im Strafrecht für Fortgeschrittene darf nur teilnehmen, wer die nach § 15 Abs. 1 lit. c) und e) 
ZwPrO erforderlichen Zwischenprüfungsleistungen bestanden hat und nachweist. 3An einer Übung im 
Öffentlichen Recht für Fortgeschrittene darf nur teilnehmen, wer die nach § 15 Abs. 1 lit. f) ZwPrO erfor-
derlichen Zwischenprüfungsleistungen bestanden hat und nachweist. 4Studierende, die von einer ande-
ren Universität an die Gottfried Wilhelm Leibniz Universität Hannover wechseln, können dort erbrachte 
Leistungen anrechnen lassen, sofern sie gleichwertig sind. 5Die Entscheidung trifft die Studiendekanin 
oder der Studiendekan. 

(3) 1In den Übungen für Fortgeschrittene im Bürgerlichen Recht und im Öffentlichen Recht werden pro Se-
mester eine Hausarbeit und in allen Übungen für Fortgeschrittene werden pro Semester vier Klausuren 
angeboten. 2Dabei soll eine der anzubietenden Klausuren rechtsberatende Praxis i.S.d. § 5d Abs. 1 S. 1 
DRiG zum Gegenstand haben. 

(4) In den Übungen für Fortgeschrittene werden auch die in den praktischen Studienzeiten gewonnenen Ein-
blicke in die Praxis berücksichtigt. 

 

§ 12  Anwaltsorientiertes Zertifikatsstudium 
1Für diejenigen Studierenden, die eine anwaltliche Tätigkeit anstreben, wird ein anwaltsorientiertes Zertifi-
katsstudium angeboten, das die Möglichkeit bietet, ein Zertifikat (ADVO-Zertifikat) zu erlangen. 2Der Gegen-
stand und der Ablauf dieses Zusatzangebots sowie die Durchführung der Zertifikatsprüfung sind in einer ei-
genständigen Ordnung geregelt. 

 

§ 13  Notengebung 
1Die einzelnen Studienleistungen und die Gesamtnoten werden nach den Notenstufen und Punktzahlen be-
wertet, die in § 1 der Verordnung über die Noten- und Punkteskala für die erste und zweite juristische 
Staatsprüfung vom 3. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1243) in der jeweils geltenden Fassung festgelegt sind. 
2Die Prüfenden können durch ihnen zugeordnete Korrekturassistentinnen und Korrekturassistenten, die die 
Erste Juristische Staatsprüfung oder die Erste Prüfung bestanden haben, unterstützt werden. 

 

§ 14  Täuschungsversuch 

Versucht eine Studierende oder ein Studierender, das Ergebnis einer Leistungskontrolle durch Benutzung 
nicht zugelassener Hilfsmittel, unzulässige Hilfe Dritter oder sonstige Täuschung zu beeinflussen, so wird 
die betroffene Leistung in der Regel mit der Note „ungenügend“ (0 Punkte) bewertet. 

 

§ 15  Änderungskompetenz des Fakultätsrates 
1Aufgrund eines Beschlusses des Fakultätsrates können die nach dieser Ordnung vorgesehenen Leistungs-
nachweise aus wichtigem Grund in alternative Prüfungsformen umgewandelt, in der Anzahl der zu erbrin-
genden Teilleistungen reduziert oder in Ersatzleistungen umgewandelt werden. 2Der Beschluss bedarf einer 
2/3-Mehrheit der teilnehmenden stimmberechtigten Mitglieder des Fakultätsrates und gilt jeweils nur für die 
Leistungsnachweise eines einzelnen Semesters. 

 

§ 16  Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Verkündungsblatt der Gottfried Wilhelm Leibniz 
Universität Hannover in Kraft. 
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